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537. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. November 1983 betreffend den Geltungsbe-
reich der Konvention über den Zollwert von

Waren

Nach Mitteilungen des Belgischen Ministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten haben nachste-
hende Staaten ihre Kündigung der Konvention
über den Zollwert von Waren (BGBl.
Nr. 225/1955, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 263/1979) gemäß ihrem
Art. XVI notifiziert:
Staaten: Datum der Hinterlegung

der Notifikation:

Bundesrepublik Deutschland 30. Juni 1979
Belgien 30. Juni 1979

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Notifikation:

Dänemark 30. Juni 1979
Frankreich 30. Juni 1979
Irland 30. Juni 1979
Italien 30. Juni 1979
Luxemburg 30. Juni 1979
Niederlande 30. Juni 1979
Vereinigtes Königreich von

Großbritannien und Nordir-
land 30. Juni 1979

Jugoslawien 12. März 1981
Spanien 28. Mai 1982

Sinowatz

538. Kundmachung des Bundeskanzlers vom 8. November 1983 betreffend die Änderung des
Anhanges zum Europäischen Abkommen über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den

Mitgliedern des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates ist die im Anhang zum Europäischen Abkom-
men über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedern des Europarates (BGBl.
Nr. 175/1958, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 156/1983) kundgemachte Liste der
Bundesrepublik Deutschland (BGBl. Nr. 51/1977) wie folgt geändert worden:

(Übersetzung)

Gültiger oder innerhalb des letz-
ten Jahres abgelaufener Reisepaß
oder Kinderausweis der Bundes-
republik Deutschland.

Von den Vertragsschließenden Parteien des erwähnten Abkommens sind keine Einwendungen gegen
die Änderung der Liste erhoben worden. Die gegenständliche Änderung ist daher gemäß Art. 11 des
Abkommens am 3. August 1983 in Kraft getreten.

Sinowatz
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539. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. November 1983 betreffend den Geltungsbe-
reich der Konvention über das Zolltarifschema
für die Einreihung von Waren in die Zolltarife

samt Berichtigungsprotokoll

Nach Mitteilungen des Belgischen Ministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten haben folgende
weitere Staaten ihre Beitrittsurkunden zur Konven-
tion über das Zolltarifschema für die Einreihung
von Waren in die Zolltarife samt Berichtigungspro-
tokoll (BGBl. Nr. 103/1960 in der Fassung der
Kundmachungen BGBl. Nr. 47/1963, 48/1963,
259/1964, 306/1965, 100/1972, 535/1977 und
169/1980, letzte Kundmachung des Geltungsberei-
ches BGBl. Nr. 261/1979) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Mauritius 6. Juli 1981
Libanon 10. Dezember 1981
Simbabwe 2. August 1983

Sinowatz

540. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. November 1983 betreffend den Geltungsbe-
reich des Protokolls zum Übereinkommen
über den Beförderungsvertrag im Internatio-

nalen Straßengüterverkehr (CMR)

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Protokoll zum Übereinkommen über den Beförde-
rungsvertrag im Internationalen Straßengüterver-
kehr (CMR) (BGBl. Nr. 192/1981) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Rumänien 4. Mai 1981
Italien 17. September 1982
Spanien 11. Oktober 1982
Frankreich 14. April 1982

Das Vereinigte Königreich hat mit Note, welche
am 19. April 1982 hinterlegt wurde, den Geltungs-
bereich des Protokolls auf die Insel Man ausge-
dehnt.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden
Vorbehalte erklärt:

Rumänien:

„Die Sozialistische Republik Rumänien erklärt
gemäß Art. 9 des Protokolls zum Übereinkommen
über den Beförderungsvertrag im Internationalen
Straßengüterverkehr (CMR), daß sie sich nicht an
die Bestimmungen des Art. 8 des Protokolls,
wonach jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr
Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Protokolls, welche die Parteien nicht
durch Verhandlungen oder auf anderem Weg bei-
legen können, auf Antrag einer der beteiligten Ver-
tragsparteien dem Internationalen Gerichtshof zur
Entscheidung unterbreitet werden kann, gebunden
erachtet.

Die Sozialistische Republik Rumänien findet,
daß solche Streitigkeiten in jedem einzelnen Fall
dem Internationalen Gerichtshof nur mit Zustim-
mung aller Streitparteien zur Entscheidung unter-
breitet werden können."

Frankreich:

„Die Regierung der Französischen Republik
erklärt unter Bezugnahme auf Art. 9 des Proto-
kolls, daß sie sich nicht an Art. 8, welcher die obli-
gatorische Zuständigkeit des Internationalen
Gerichtshofes vorsieht, gebunden erachtet."

Sinowatz

541.

ABKOMMEN

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ÜBER DIE SCHAF-
FUNG EINES STRASSENÜBERGANGES
AN DER GEMEINSAMEN STAATS-

GRENZE

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik, vom
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Wunsche geleitet, den internationalen Personen-
und Güterfernverkehr zwischen den beiden Staaten
weiterzuentwickeln, haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) An der gemeinsamen Staatsgrenze wird zwi-
schen Deutschkreutz und Kópháza zwischen den
Grenzpunkten B 46/2 und B 46/3 ein Straßenüber-
gang geschaffen.

(2) Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik lassen
die Straßen von Deutschkreutz bzw. von Kópháza
bis zur gemeinsamen Staatsgrenze ausbauen.

Artikel 2

Die Vertragsstaaten kommen überein, die Aus-
bauarbeiten so rechtzeitig abzuschließen, daß es
möglich ist, den internationalen Personen- und
Güterfernverkehr auf dem im Artikel 1 Absatz 1
genannten Straßenübergang spätestens bis zum
1. Juli 1984 aufzunehmen.

Artikel 3

Die Vertragsstaaten werden bis zu dem im Arti-
kel 2 genannten Zeitpunkt nach ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften die zur Grenzabfertigung
erforderlichen weiteren Voraussetzungen schaffen.

Artikel 4

(1) Dieses Abkommen tritt an jenem Tage in
Kraft, an dem die beiden Vertragsstaaten einander
schriftlich auf dem diplomatischen Wege mitteilen,
daß die entsprechenden innerstaatlichen Vorausset-
zungen für das Inkrafttreten gegeben sind.

(2) Dieses Abkommen kann von jedem der Ver-
tragsstaaten frühestens zum 1. Juli 1984 schriftlich
auf dem diplomatischen Wege gekündigt werden,
wobei das Abkommen am dreißigsten Tage nach
Erhalt der Kündigung außer Kraft tritt.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmächtig-
ten der Vertragsstaaten dieses Abkommen unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Budapest, am 27. Juni 1983 in
zwei Urschriften, in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Berlakovich

Für die Regierung der Ungarischen Volksrepublik:
Vincze

Das Abkommen ist gemäß seinem Art. 4 Abs. 1 am 3. Oktober 1983 in Kraft getreten.

Sinowatz
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